
 

 

Die 

Thüga bedankt sich für die Möglichkeit im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses zum „Entwurf eines 
Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren 
Maßnahmen im Stromsektor“ eine Stellungnahme abgeben zu können. 
 

Wir begrüßen das damit verbundene Hauptziel, den Ausbau der erneuerbaren Energien jetzt schnell 
voranzubringen. Die neuen Ausbauziele unterstützen wir nachdrücklich – ebenso die damit verbundene 
Erhöhung der Ausbaupfade und Ausschreibungsmengen für Wind an Land und Solar. Besonders positiv 
hervorzuheben ist sicherlich die Verankerung des Grundsatzes, dass die Nutzung der erneuerbaren 
Energien im überragenden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicherheit dient. Eine mutigere 
Herangehensweise hätten wir uns hingegen bei der Stärkung der sonstigen Direktvermarktung gewünscht, 
um die marktlichen Aspekte gerade bei ausgeförderten Anlagen zu unterstützen. Im Hinblick auf die im 
Koalitionsvertrag erwähnte Biomasse-Strategie und die aktuelle Situation am Gasmarkt regen wir zudem 
an, existierende Biogasanlagen von der bisherigen Direktverstromung kurzfristig hin zu einer Einspeisung 
ins Gasnetz zu unterstüzten und die weiteren Potentiale von Biomethan zu heben. 
 

Im Hinblick auf die Anpassungen im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ist es aus Sicht der Thüga bedauerlich, 
dass keine adäquaten Investitionsförderungen und kein Beitrag zur Planungs- und Investitionssicherheit 
geschaffen wird – hier wird eine Chance vertan. Stattdessen werden zusätzliche Anforderungen an KWK-
Anlagen gestellt, ohne entsprechende Anreize zu setzen. Dabei ist eine zügige Verbesserung der 
Rahmenbedingungen zwingend erforderlich, um den Bau der zusätzlich benötigten KWK-Anlagen zu 
befördern. In diesem Zusammenhang verweisen wir ergänzend auf das beigefügte Positionspapier der 
Thüga Aktiengesellschaft „Wärmewende beschleunigen – Potential der kommunalen Fernwärme nutzen“. 
 

Der Ausbau der erneuerbarer Energien sowie der Ausbau der Verteilnetze müssen immer gemeinsam 
gedacht und entsprechend besser aufeinander abgestimmt werden, um die Energiewende zu 
beschleunigen. Eine Koordinierung von Netzanschlussbegehren sowie ein vorausschauender Netzausbau 
auch auf der Verteilnetzebene können dabei helfen. Allerdings muss hierfür der regulatorische Rahmen 
angepaßt werden. 
 

Nachfolgend finden sich einige Verbesserungsvorschläge zum Gesetzentwurf, deren Berücksichtigung wir 
für dringend erforderlich halten. Im Übrigen verweisen wir auf die Stellungnahmen des Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e. V. sowie des Verband kommunaler Unternehmen e. V., denen wir uns 
anschließen: 
 

Beendigung der Diskriminierung der 
Direktvermarktung 
 

Im neuen § 10b EEG wird die Streichung von Aus-
nahmeregelungen der erhöhten mess- und steu-
ertechnischen Vorgaben in der Direktvermark-
tung vorgesehen. Damit werden nicht nur erneut 
Barrieren für die Marktintegration von EE-Anla-
gen geschaffen, sondern auch bestehende Ge-
schäftsmodelle gefährdet. Letztendlich wird da-
mit eine Chance vertan, gerade ausgeförderte EE-
Anlagen mit den Mitteln der Direktvermarktung 

in einen echten Markt ohne Anschlussförderung 
zu überführen. 
 

Betreiber von EE-Anlagen können grundsätzlich 
frei zwischen den Vergütungsformen des § 21b 
EEG wählen. Dabei verlangt aber bereits das EEG 
2021 in § 10b im Vergleich zu anderen Veräuße-
rungsformen erhöhte mess-/und steuerungstech-
nische Vorgaben (Ist-Wert-Auslesung/Fernsteue-
rung/1/4h Messung) sowohl in der geförderten 
als auch in der sonstigen Direktvermarktung. 
Diese hohen Anforderungen führen schon heute 
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zu einer vermeidbaren Diskriminierung der Di-
rektvermarktung und stehen damit einer 
Marktintegration von EE-Anlagen unnötig im 
Wege. Lediglich für Anlagen bis 100 kW, die den 
gesamten in der Anlage erzeugten Strom in das 
Netz einspeisen, sieht das EEG 2021 in §10b (2) 
Nr. 2 und Nr. 3 noch eine Ausnahme dieser Anfor-
derungen vor. 
 

Nur eine Ausweitung dieses bisherigen Ausnah-
metatbestands auch auf Überschuss-Einspeiser 
würde allen Anlagen einen diskriminierungsfreien 
Zugang in die Direktvermarktung ermöglichen. 
 

Stattdessen aber schränkt der vorliegende Refe-
rentenentwurf durch die geplante Streichung von 
§ 10b Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 EEG 2021 die Vertrags-
freiheit von Anlagenbetreibern und Direktver-
marktern faktisch weiter ein: Die mit der Strei-
chung verbundene Pflicht zur viertelstündlichen 
Messung und Bilanzierung dieser Anlagen lässt 
sich ausschließlich mit intelligenten Messsyste-
men umsetzen (vgl. § 55 MsbG). Intelligente 
Messsysteme sind aber für diesen Anwendungs-
fall noch gar nicht zugelassen. RLM-Messungen 
können für diesen Fall keine Alternative darstel-
len, da neben der Frage der Finanzierbarkeit auch 
die Frage nach dem Rechtsanspruch des Anlagen-
betreibers auf die Ausstattung einer Einspeise-
stelle mit entsprechender Technik nicht geklärt 
ist. 
 

Weiterhin ist bspw. nicht nachvollziehbar, warum 
Anlagen, die in der Einspeisevergütung auch 20 
Jahre lang ohne eine 1/4h-Messung und Bilanzie-
rung am Netz betrieben wurden, allein durch ei-
nen Wechsel in die Direktvermarktung nun er-
höhte Anforderungen erfüllen müssen. 
 

Entsprechend ist eine solche (weitere) Diskrimi-
nierung der Direktvermarktung nicht nachvoll-
ziehbar, gefährdet bereits bestehende Geschäfts-
modelle der Stadtwerke und ist daher konse-
quent abzulehnen. 
 
 

KWK – keine de facto Vergütungs- 
kürzung 
 

In § 8 Abs. 4 KWKG-E ist vorgesehen, dass die 
jährliche Begrenzung der zuschlagsberechtigten 
Vollbenutzungsstunden über 2025 hinaus weiter-
hin schrittweise gesenkt werden soll. 
 

Auch wenn eine fortschreitende Reduzierung der 
jährlich zuschlagsberechtigten Vollbenutzungs-
stunden hinsichtlich der erforderlichen Flexibili-
sierung der KWK grundsätzlich nachvollziehbar 
und sinnvoll ist, geht die vorgesehene Absenkung 
zu schnell und zu weit. Das bestätigen auch 
jüngste Analysen z.B. der Prognos AG für Agora in 
der Studie „Klimaneutrales Deutschland 2045“. 
Die aus der angedachten Absenkung resultie-
rende Streckung der Förderdauer bedeutet auf-
grund von Inflations- und Abzinsungseffekten de 
facto eine Vergütungskürzung – und damit Nach-
teile für die Wirtschaftlichkeit – für laufende Pro-
jekte. 
 

Der Vorschlag eines Stauchungsmodells, das 
heißt z. B. Verdopplung der KWK-Zuschläge bei 
Halbierung der vergütungsfähigen Vollbenut-
zungsstunden, ist nur bei gleichzeitiger Erhöhung 
des KWKG-Fördervolumens sinnvoll, da aufgrund 
des schnelleren Förderungszuflusses sonst eine 
Kürzung der Zuschlagszahlungen drohen könnte. 
Ein gangbarer Kompromissvorschlag wäre eine 
schrittweise Absenkung der jährlich zuschlagsbe-
rechtigten Vollbenutzungsstunden auf 3.300 Vbh 
ab 2030 (vgl. o.g. Prognos-Studie). 
 

Eine derartige Anpassung muss auch eine Anpas-
sung der Förderhöhe nach sich ziehen, gerade an-
gesichts der erheblichen Investitionskostenstei-
gerungen im aktuellen Marktumfeld. 

 
 

KWK – keine Herausnahme von Bio-
methan-KWK-Anlagen aus der Förde-
rung 
 

In § 6 Abs. 1 Satz 1 des KWKG-E ist mit Nr. 2 vor-
gesehen, Biomethan nur noch in Spitzenlastkraft-
werken („Peakern“) einzusetzen. Auch wenn der 
Einsatz knapper und wertvoller erneuerbarer 
Brennstoffe für die Residuallast grundsätzlich 
sinnvoll ist, ignoriert die gänzliche Herausnahme 
von Biomethan-KWK-Anlagen aus der Förderung 
die Möglichkeiten eines hocheffizienten Einsatzes 
von Biomethan. Sie ist daher konsequent abzu-
lehnen. 
 

Bei einem Einsatz von erneuerbaren Brennstoffen 
wie Biomethan in reinen Stromerzeugungsanla-
gen würde durchschnittlich rund 60% der Energie 
ungenutzt bleiben. 
 

KWK-Anlagen auf der anderen Seite zeichnen sich 
mit der gekoppelten Erzeugung von Strom und 
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Wärme durch einen Brennstoffausnutzungsgrad 
von 90% und mehr aus. Den Einsatz des wertvol-
len Brennstoffs Biomethan in solch hocheffizien-
ten Anlagen zu unterbinden ist nicht nachvoll-
ziehbar. 
 

Darüber hinaus sind wärmegeführte KWK-Anla-
gen auch in Bezug auf den Strommarkt lastnah 
verortet. Sie sind in der Lage, im Bedarfsfall auch 
ungekoppelt Strom zu erzeugen und erfüllen da-
mit alle Anforderungen von „Peakern“. Auch Ge-
gendruckanlagen können durch Nachrüstungen 
entsprechend ertüchtigt werden. 
 

Die beim Einsatz von Biomethan in KWK-Anlagen 
entstehende erneuerbare Wärme kann und muss 
weiterhin einen wertvollen Beitrag zur Transfor-
mation des Wärmemarktes leisten. Viele Stadt-
werke setzen auf Biomethan als bezahlbare und 
sozialverträgliche Option für das Erreichen der 
Klimaneutralität in der Wärmeversorgung für 
Quartiere und Nahwärmenetze. Eine Heraus-
nahme aus der Förderung träfe zentrale Akteure 
der kommunalen Wärmewende hart und gefähr-
dete bestehende Geschäftsmodelle. 

 
 

KWK - Anforderung zur künftigen H2-
Readiness in heutiger Förderung be-
rücksichtigen 
 

In § 6 Abs. 1 Satz 1 des KWKG-E ist mit der neu 
eingefügten Nr. 6 vorgesehen, dass neue Gas-
KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung von 
mehr als 10 Megawatt, die nach dem 30. Juni 
2023 eine BImSchG-Genehmigung erhalten ha-
ben, ab dem 1. Januar 2028 mit höchstens 10 
Prozent der Kosten, die eine mögliche Neuerrich-
tung einer KWK-Anlage mit gleicher Leistung be-
tragen würde, auf Wasserstoff umgestellt werden 
können müssen, um einen KWK-Zuschlag erhal-
ten zu können. 
 

Grundsätzlich ist die Einführung einer Anforde-
rung zur H2-Readiness sinnvoll, eine derart kurz-
fristige Einführung beeinträchtigt jedoch erheb-
lich die Planungs- und Investitionssicherheit so-
wohl für neue als auch für bereits laufende Pro-
jekte. Aus heutiger Sicht können die genauen 
Kosten für eine Umstellung auf 100 Prozent Was-
serstoff nicht genau beziffert werden, auch wenn 
neue Anlagen bereits für eine – nach heutigem 
Stand – weitestmögliche Nutzung von Wasser-

stoff ausgelegt werden. Zudem ist unverständ-
lich, warum auf der einen Seite eine zusätzliche 
Anforderung geschaffen wird, bereits heute getä-
tigte höhere Investitionskosten jedoch auf der 
anderen Seite nicht bei der Förderung berück-
sichtigt werden. 
 

Darüber hinaus ist gemäß Wortlaut anzunehmen, 
dass die neue Anforderung nicht für moderni-
sierte Dampfsammelschienen-KWK-Anlagen, son-
dern ausschließlich für neue Gas-KWK-Anlagen 
gelten soll. 
 

Sachgerechte Übergangsregelungen für Projekte 
in Abwicklung sind unbedingt erforderlich. So 
sollten mindestens Projekte unter folgenden Be-
dingungen von der Änderung explizit ausgenom-
men werden: 
 

• Ausgestellter Vorbescheid. 

• Auslösung wesentlicher Bestellungen wurde 
getätigt. 

• Teilgenehmigungen nach BImSchG wurden 
ausgestellt. 

• In großen Projekten ist es gängig mit Teilge-
nehmigungen zu arbeiten, sodass die endgül-
tige Genehmigung nach BImSchG (Betriebs-
genehmigung) sehr spät erfolgt. Zu diesem 
Zeitpunkt ist nur noch geringfügige Einfluss-
nahme auf die technische Ausgestaltung ge-
geben (30.06.2023 ist dahingehend für lau-
fende Projekte viel zu früh gewählt und der 
Wortlaut aus der Gesetzesbegründung „Da-
mit bleibt den Akteuren genügend Zeit zur 
Umstellung“ ist definitiv nicht zutreffend). 

• KWK-Anlagen, die im Rahmen des Ausschrei-
bungsverfahrens einen KWK-Zuschlag erhal-
ten haben. 

• Die Nachweisführung muss durch den Ge-
setzgeber praxistauglich definiert werden. 
Aufgrund der nicht vorhandenen Marktreifen 
von 100 Prozent-H2-Anlagen im KWK-Seg-
ment werden Anlagenhersteller und Sachver-
ständige zum aktuellen Zeitpunkt keine fun-
dierte Aussage zu den Nachrüstkosten treffen 
können. 

• Insbesondere bei aktuellen Gasmotorenpro-
jekten erscheint eine spätere Umrüstung auf 
100 Prozent Wasserstoff für unter 10 Prozent 
der Neubaukosten einer vergleichbaren An-
lage nicht realisierbar, nach heutiger Schät-
zung wären eher 20 Prozent der Neubaukos-
ten realistisch. 



 

 

• Höhere Investitionskosten für H2-Readiness 
sollten auch bei der Förderung berücksichtigt 
werden, z. B. Einführung eines entsprechen-
den Bonus in § 7, auch im Zusammenhang 
mit den allgemein erheblichen Investitions-
kostensteigerungen des aktuellen Marktum-
feldes. 

 
 

„Sprinterprogramm“: Biogaspotential 
kurzfristig heben und ins Gasnetz ein-
speisen 
 

Biogas/Biomethan hat auch in Deutschland ein 
enormes Potential, das bislang von der Politik 
vernachlässigt wurde. Biomethan/Biogas muss 
der Transformation des Wärmesektors hin zur Kli-
maneutralität zugänglich sein. Dazu gehört zum 
einen der Einsatz in hocheffizienten KWK-Anlagen 
zur Begrünung der Nah- und Fernwärme (vgl. 
oben), zum anderen die Einspeisung ins Gasnetz 
zur Begrünung der Wärmneerzeugung beim End-
kunden. 
 

Aktuell gibt es in Deutschland rund 9.600 Biogas-
anlagen. Der größte Teil hiervon wird aktuell über 
das EEG/Folgeregelungen gefördert und das Bio-
gas vor Ort direkt verstromt – teilweise ohne 
sinnvolle Wärmenutzung. An das Gasnetz ange-
schlossen sind hingegen nur rund 240 Anlagen. 
 

Vor dem Hintergrund der aktuellen UKR-RUS-Si-
tuation mit Blick auf die Versorgungssicherheit 
sowie die im Koalitionsvertrag angekündigte Bio-
masse-Strategie schlagen wir vor, dass ein Groß-
teil der vorhandenen Biogasanlagen sinnvoller 
genutzt und direkt an das Gasnetz angeschlossen 
wird. Dabei bietet es sich an, nach Größenklassen 
geordnet vorzugehen und mehrere Anlagen in ge-
ographischer Nähe zu bündeln (Rohbiogassamm-
elleitungen) und mit einer gemeinsamen Aufbe-
reitungsanlage die Einspeisung des Biomethans 
ins Gasnetz zu ermöglichen. 
 

Damit wird der Gasbezug weiter diversifiziert und 
der Gasimportbedarf direkt reduziert. Dies 
könnte bei angemessener Förderung sehr kurz-
fristig erfolgen (noch in 2022). Mittelfristig sollten 
dann noch weitere Biogas-/Biomethananlagen er-
richtet und vorhandene Anlagen erweitert wer-
den, um mehr Energiemengen auf der Gas- bzw. 
Wärmeseite zur Verfügung stellen. 

 
 

Ausbau Erneuerbarer und Verteilnetz-
ausbau besser aufeinander abstim-
men – vorausschauender Netzausbau 
kann helfen 
 

Der weitere und vor allem beschleunigte Ausbau 
der erneuerbaren Energien ist direkt mit dem 
Ausbau der Netze verbunden – sowohl auf der 
Übertragungsnetz- als auch auf der Verteilnetz-
ebene. Der Fokus der Politik hat sich in den ver-
gangenen Jahren sehr stark auf die Übertragungs-
netze und Maßnahmen zur Beschleunigung des 
Ausbaus fokussiert. Aber auch die Verteilnetze in 
der Mittel- und Hochspannung kommen schon 
heute an ihre Belastungsgrenzen. 
 

Der situative Netzausbau auf “Zuruf”, also je 
Netzanschlussanfrage führt nicht zu einem sinn-
vollen Gesamtnetz, das einem Hochlauf der Er-
neuerbaren kurzfristig folgen kann. Ganz im Ge-
genteil, damit wird Effizienzpotential und Ge-
schwindigkeit vertan. 
 

Betriebsmittelknappheit, aktuell (noch) lange Ge-
nehmigungsprozesse und eine strategische ge-
samtheitliche Planung benötigen ein entspre-
chend verbindliches Ausbauszenario – auch vor 
Ort: Wo kommt wann welche EE-Zubau-Leistung? 
Der nun von der Politik richtigerweise ange-
strebte beschleunigte Ausbau der erneuerbaren 
Energien sollte daher auf rechtlicher und regula-
torischer Ebene ebenso für die Netze unmittelbar 
mitgedacht werden. 
 

Unseres Erachtens dürfte es gesamtwirtschaftlich 
günstiger sein, wenn mehrere Neu-Anlagenein-
speiser in räumlicher Nähe gemeinsam einen 
Netzanschlusspunkt (z.B. Einspeise-Umspann-
werk) erstellen, anstatt jede Anlage für sich bis zu 
einem geeigneten Netzanschlusspunkt als “Strah-
lennetz” anzuschließen. In diesem Zusammen-
hang sollte auch über eine Koordinierungsfunk-
tion für die Zusammenführung von EEG-Netzan-
schlüssen in räumlicher Nähe und über die Zeit 
nachgedacht werden (Netzanschluss-Cluster). 
 

Je besser eine solche Koordinierungsfunktion 
greift, desto sinnvoller können die Netzbetreiber 
ihre Ausbauvorhaben hierauf abstimmen. Hierzu 
benötigen die Netzbetreiber von der Politik und 
der Regulierung einen planbaren belastbaren 
Rahmen. Dabei sollte auch vorgesehen werden, 
die Netze vorausschauend für die Energiewende 



 

 

zu ertüchtigen (vgl. Maßnahmen auf Höchstspan-
nungsebene zum vorausschauenden Netzaus-
bau). Kosten für den vorrausschauenden Netz-
ausbau müssen entsprechend anerkannt werden 
und es bedarf einer angemessenen Eigenkapital-
verzinsung. Hier regen wir an, dass zusätzlich zur 
bislang ungenügenden Eigenkapital-Verzinsung 
ein Zuschlag für Investitionen gewährt wird, der 
der erforderlichen Transformation unseres Ener-
giesystems dient. 
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